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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordnete 

Amke 

Dietert- Scheuer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 5. De- 
zember 1996 erneut Angehörige der Familie 
Tozcano, Verwandte von Ariel Tozcano, eines 
der Repräsentanten der Bauernorganisation 
ANUC, wiederum von sog. „Paramilitärs" ermor- 
det worden sind, und welche Konsequenzen er- 
geben sich daraus für ihre praktische Politik 
(s. Presseerklärung ANUC-UR vom 4. Dezember 
1996)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 2. Januar 1997 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß am 5. Dezember 1996 erneut Mit- 
glieder der Familie Tozcano ermordet worden sind. Es handelt sich um die 
Brüder Dinael und Jose del Carmen Tozcano. Auch sie gehörten zu den 
Kleinbauern, die von dem Gelände der Hacienda Bellacruz im Departe- 
ment Cesar vertrieben worden waren. 

Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland hatte bereits während 
der Regierungs Verhandlungen über Entwicklungszusammenarbeit vom 
2. bis 3. Dezember 1996 in Bogotä die zu dem Zeitpunkt bekannten Mord- 
fälle angesprochen und ihren Gesprächspartnern die Besorgnis und 
öffentliche Anteilnahme in Deutschland am Schicksal der vertriebenen 
und in höchstem Maße gefährdeten Bauern vermittelt. Die kolumbinani- 
schen Stellen wurden bei dieser Gelegenheit und in zwei späteren Ge- 
sprächen mit dem Menschenrechtsbeauftragten des kolumbianischen 
Außenministeriums, zuletzt am 9. Dezember 1996, eindringlich gebeten, 
die Morde an Angehörigen dieser Bauernfamilien aufzuklären, die Schul- 
digen vor Gericht zu stellen und den besonders bedrohten Personen 
Schutz zu gewähren. Das kolumbianische Außenministerium hat sich dar- 
aufhin bereit erklärt, auf Wunsch der bedrohten Personen gemeinsam mit 
dem Innenministerium und der Kriminalpolizei nach einem Weg zu 
suchen, wie dieser Schutz weitestgehend und dauerhaft gewährt werden 
kann. Nach vorläufigen Auskünften der kolumbianischen Generalstaats- 
anwaltschaft (Abteilung für Menschenrechte) untersucht diese zur Zeit* 
den Fall der Hacienda Bellacruz. 


2. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Wie weit sind die Verhandlungen über ein bilate- 
rales Kulturabkommen bezüglich des Schulver- 
suchs am Gelabov- Gymnasium Sofia/Bulgarien 
gediehen, und wann ist mit einem Abschluß zu 
rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 30. Dezember 1996 


Ein neues Kulturabkommen mit der Republik Bulgarien wurde am 
19. März 1996 in Sofia unterzeichnet. 
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Das geplante Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Republik Bulgarien über schulische 
Zusammenarbeit, das Regelungen für diejenigen Schulen in der Republik 
Bulgarien enthält, an denen Schüler einen deutschen Schulabschluß 
erwerben können, und das auch das Gymnasium mit erweitertem 
Deutschunterricht „Professor K. Galabow" in Sofia betrifft, wird voraus- 
sichtlich im Laufe des Jahres 1997 abgeschlossen. Die Bereitschaft zur 
Unterzeichnung dieses Abkommens wurde von beiden Regierungen im 
Rahmen der letzten Sitzung der Gemischten Deutsch-bulgarischen Kul- 
turkommission, die in. der Zeit vom 13. bis 15. November 1996 in Bonn 
tagte, erneut bekräftigt. 


3. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Wie lautet die exakte deutsche Übersetzung des 
tschechischen Textes von Satz 1 in Ziffer III der 
deutsch-tschechischen Erklärung? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 30. Dezember 1996 

Die exakte deutsche Übersetzung des tschechischen Textes von Satz 1 in 
Ziffer III der Deutsch-tschechischen Erklärung über die gegenseitigen 
Beziehungen und deren künftige Entwicklung lautet: 

„Die tschechische Seite bedauert, daß durch die nach dem Kriegsende 
erfolgte Vertreibung sowie zwangsweise Aussiedlung der Sudetendeut- 
schen aus der damaligen Tschechoslowakei, die Enteignung und Ausbür- 
gerung unschuldigen Menschen viel Leid und Unrecht zugefügt wurde, 
und dies auch angesichts des kollektiven Charakters der Schuldzuwei- 
sung. " 


4. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß vor einigen Jahren der tschechi- 
sche Staatspräsident Vaclav Havel bzw. die 
Regierung der Tschechischen Republik der 
Bundesrepublik Deutschland angeboten hat, für 
Sudetendeutsche die doppelte Staatsbürger- 
schaft zuzulassen, was von der Bundesregierung 
abgelehnt worden sei? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 30. Dezember 1996 

Der damalige tschechoslowakische Staatspräsident Väclav Havel hatte im 
Mai 1991 einen Vorschlag unterbreitet, der eine Rückkehr der Sudeten- 
deutschen in ihre Heimat unter Wiedererwerb der tschechoslowakischen 
Staatsangehörigkeit in Aussicht stellte. Die Bundesregierung konnte die- 
sem Vorschlag nach eingehender Prüfung nicht nähertreten, da damit 
Bedingungen verknüpft waren, die sie nicht akzeptieren konnte. Diese 
Bedingungen bezogen sich insbesondere auf das Münchner Abkommen 
und sudetendeutsche Vermögensansprüche. 


5. Abgeordneter 

Armin 

Laschet 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe und in welchem Umfang vergibt 
das Auswärtige Amt jedes Jahr Aufträge zur 
Beschaffung von humanitären Hilfsmitteln, die zu 
Lasten des Bundeshaushaltsplanes gehen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 30. Dezember 1996 


In den Jahren 1993 bis 1996 standen dem Auswärtigen Amt aus den vom 
Arbeitsstab Humanitäre Hilfe (ASHH) verwalteten Haushaltsmitteln für 
„Humanitäre Hilfsmaßnahmen im Ausland außerhalb der Entwicklungs- 
hilfe" zwischen 65 und 90 Mio. DM zur Verfügung. Diese Mittel werden 
jedoch nur in Ausnahmefällen für eigene Beschaffungsaufträge des ASHH 
ausgegeben. In der Regel werden mit diesen Mitteln die nach eingehen- 
der Prüfung als förderungswürdig eingestuften Anträge nationaler und 
internationaler Hilfsorganisationen gefördert. Die Einzelheiten einer 
solchen Förderung werden, wenn es sich um Zuschüsse an nationale Hilfs- 
organisationen handelt, in Zuwendungsbescheiden festgelegt, und wenn 
es sich um internationale Hilfsorganisationen handelt, in entsprechenden 
Notenwechseln vereinbart. 


6. Abgeordneter 
Armin 
Laschet 

(CDU/CSU) 


Nach welcher Art der Vergabe aus der Verdin- 
gungsordnung für Leistungen (VOL) wird hierbei 
vorgegangen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 30. Dezember 1996 


Wenn in Ausnahmefällen Beschaffungsaufträge unmittelbar durch den 
ASHH vergeben werden, so geschieht dies selbstverständlich nach den 
Bestimmungen der VOL. Dabei ist zu berücksichtigen, daß humanitäre 
Hilfsmaßnahmen in vielen Fällen innerhalb von Stunden, höchstens 
Tagen, abzuwickeln sind. Dies hat zur Folge, daß gelegentlich auch auf 
die in § 3 Nr. 4 Buchstabe f VOL gegebene Möglichkeit der freihändigen 
Vergabe zurückgegriffen werden muß. Für diese Fälle verfügt der ASHH 
über die Namen und Anschriften einer größeren Zahl von möglichen und 
bereits als leistungsfähig ausgewiesenen Anbietern der hier hauptsäch- 
lich benötigten Güter. Diese Firmen sind in der Lage, auf telefonische 
Anfrage umgehend Angebote abzugeben und die erforderlichen Waren 
auch in kürzester Zeit zu liefern. Soweit irgend möglich, werden allerdings 
auch unter Zeitdruck die allgemeinen Grundsätze der VOL beachtet (z. B. 
telefonische Einholung von Angeboten im Wettbewerb gemäß § 7 Abs. 2 
Nr. 3). 

Eine Vielzahl deutscher Firmen stellt dem ASHH - auch unaufgefordert - 
die eigenen Produkte vor. Sie werden, auch wenn sie nicht bei einer 
aktuellen Beschaffungsmaßnahme des ASHH berücksichtigt werden kön- 
nen, regelmäßig darauf hingewiesen, daß es im Grundsatz die Hilfsorgani- 
sationen sind, die die Projekte beantragen und durchführen, so daß auch 
sie die primär anzusprechender Partner der Wirtschaft sind. Der ASHH 
weist allerdings auch von sich aus insbesondere internationale Hilfsorga- 
nisationen auf interessierte und leistungsfähige deutsche Lieferanten hin. 


7. Abgeordneter 

Armin 

Laschet 


(CDU/CSU) 


Sind die Nichtregierungsorganisationen, an die 
der Auftrag zur Beschaffung von humanitären 
Hilfsmitteln weitergegeben wird, ebenfalls an die 
Verdingungsordnung für Leistungen gebunden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 30. Dezember 1996 


Die nationalen Hilfsorganisationen sind durch die Auflagen der vom 
ASHH erstellten Zuwendungsbescheide an die Bestimmungen der VOL 
gebunden und haben vielfach auch in ihren Statuten entsprechende Ver- 
fahren für ihre Beschaffungen vorgesehen. Solche Beschaffungsricht- 
linien existieren auch bei den internationalen Hilfsorganisationen. Diese 
Regelungen sind dort Teil der Organisationsstatuten, die unter Mitwir- 
kung der jeweiligen Mitgliedstaaten erarbeitet und verabschiedet worden 
sind. 


8. Abgeordneter 

Armin 

Laschet 

(CDU/CSU) 


Welche Art der Vergabe wählen nach Kenntnis 
der Bundesregierung die Nichtregierungsorgani- 
sationen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 30. Dezember 1996 


Die Art der Vergabe hängt von den Umständen des Einzelfalles ab. Bei 
nationalen Hilfsorganisationen kann davon ausgegangen werden, daß die 
Vergabe im Einklang mit den Bestimmungen der VOL erfolgt. Die Statu- 
ten der Hilfsorganisationen gehen hier teilweise sogar über die Anforde- 
rungen der VOL hinaus. Nach Kenntnis der Bundesregierung bewegen 
sich die Verfahren der internationalen Hilfsorganisationen ebenfalls 
innerhalb des von den Bestimmungen der VOL gegebenen rechtlichen 
Gesamtrahmens. Dies güt insbesondere für die Möglichkeiten der bei 
unaufschiebbaren humanitären Maßnahmen zulässigen beschränkten 
Ausschreibungen. 


9. Abgeordneter 

Günter 

Verheugen 

(SPD) 


In welcher Höhe wurden Haushaltsmittel des Ein- 
zelplans 05 im Haushaltsjahr 1996 für die Demo- 
kratisierungshilfe in Ländern der Dritten Welt 
und außerhalb der Dritten Welt tatsächlich aus- 
gegeben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 30. Dezember 1996 


Für Maßnahmen der Demokratisierungshilfe in Ländern der Dritten Welt 
wurden 1996 2,6 Mio. DM ausgegeben. Außerhalb der Dritten Welt (MOE, 
GUS) wurden insgesamt 7,9 Mio. DM ausgegeben. 


10. Abgeordneter 

Günter 

Verheugen 

(SPD) 


Welche Projekte wurden mit diesen Haushalts- 
mitteln 1996 in Ländern der Dritten Welt und 
außerhalb der Dritten Welt realisiert? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 30. Dezember 1996 

In Ländern der Dritten Welt wurden in erster Linie Projekte zur Unterstüt- 
zung der Durchführung von demokratischen Wahlen sowie Projekte im 
Zusammenhang mit der Beobachtung von Wahlen realisiert. 

Auch die Projekte außerhalb der Dritten Welt konzentrierten sich auf Pro- 
jekte zur Unterstützung der Durchführung von freien Wahlen und zur 
Finanzierung von Wahlbeobachtungsmissionen. Schwerpunkte waren 
hierbei die Wahlen in Bosnien-Herzegowina und die Wahlen in Rußland. 


11. Abgeordneter 

Günter 

Verheugen 

(SPD) 


In welcher Höhe wurden Haushaltsmittel des Ein- 
zelplans 05 im Haushaltsjahr 1996 für humanitä- 
res Minenräumen tatsächlich ausgegeben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 30. Dezember 1996 

Insgesamt wurden im Rahmen des Einzelplans 05 im Haushaltsjahr 1996 
18 Mio. DM für humanitäres Minenräumen ausgegeben. Dieses beinhaltet 
auch die Unterstützung des Minenräumens im Rahmen von friedenserhal- 
tenden Maßnahmen. 


12. Abgeordneter 

Günter 

Verheugen 

(SPD) 


Welche geplanten Projekte der Demokratisie- 
rungshilfe in Ländern der Dritten Welt wurden 
1996 abgelehnt bzw. nicht realisiert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 30. Dezember 1996 

Abgelehnte Projekte der Demokratisierungshilfe werden nicht gesondert 
aufgelistet. Eine Ablehnung von Projekten zur Vorbereitung von Wahlen 
erfolgt in der Regel, wenn bereits im Vorfeld erkennbar ist, daß Wahlen 
nicht nach demokratischen Grundsätzen (frei und fair) abgehalten wer- , 
den. Einzelne Projekte der Demokratisierungshilfe wurden nicht reali- 
siert, weil der Antragsteller nicht in der Lage war, im Rahmen des laufen- 
den Haushaltsjahres rechtzeitig die erforderlichen Unterlagen beizubrin- 
gen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


13. Abgeordneter 

Jörg 

Tauss 

(SPD) 


Zu welchen Ergebnissen ist die von der Bundes- 
regierung eingesetzte „Task Force Kryptorege- 
lung" bisher gekommen, und wie nimmt die Bun- 
desregierung zu Bedenken von Wirtschaftsunter- 
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nehmen und Banken bezüglich einer Einschrän- 
kung teilnehmerautonomer Verschlüsselungs- 
techniken (z. B. Clipper oder Key-Escrow) Stel- 
lung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 3. Januar 1997 

Die „Task Force Kryptopolitik" der Bundesregierung ist noch zu keinem 
abschließenden Ergebnis gelangt. Wirtschaft und Banken sind angehört 
worden; ihre Stellungnahmen werden bei der Meinungsbildung der Bun- 
desregierung berücksichtigt werden. 


14. Abgeordneter 

Jörg 

Tauss 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zu der in der Han- 
noverschen Allgemeinen Zeitung vom 18. De- 
zember 1996 geäußerten Forderung des Präsi- 
denten des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
nach einem „Krypto- Gesetz", das den Sicher- 
heitsbehörden das Mitlesen verschlüsselter E- 
Mails ermöglichen soll, und wie stellt sie sich ggf. 
die praktische Durchsetzung einer solchen Rege- 
lung vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 3. Januar 1997 


Bei der in der Presse zitierten Forderung des Präsidenten des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz handelt es sich um eine Möglichkeit zur Regelung 
des Einsatzes von Verschlüsselung. Die Bundesregierung hat die Frage, 
ob und ggf. in welcher Weise Verschlüsselung in Deutschland geregelt 
wird, bislang allerdings noch nicht entschieden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


15. Abgeordneter 

Jörg 

Tauss 

(SPD) 


Welche Rechtsfolgen sollen sich nach Auffassung 
der Bundesregierung künftig aus der Verwen- 
dung einer digitalen Signatur im Sinne des Arti- 
kels 3 des Informations- und Kommunikations- 
dienstegesetzes (IuKDG) ergeben, und wie will 
die Bundesregierung problematischen Entwick- 
lungen - beispielsweise dem Entstehen einer 
digitalen Währung - nach Einführung des Signa- 
turgesetzes begegnen? 


Antwort des Staatssekretärs Heinz Lanfermann 
vom 30. Dezember 1996 


Im Hinblick auf die in der Fragestellung angesprochenen Rechtsfolgen 
wird angenommen, daß es insbesondere um die seit einiger Zeit in der Dis- 
kussion befindliche Frage von Änderungen zur Schriftform des Bürger- 
lichen Gesetzbuches und im Beweisrecht geht. 
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Hierzu ist zunächst anzumerken, daß jetzt schon zahllose .Erklärungen 
elektronisch erstellt, übertragen und gespeichert werden. Die elektro- 
nische rechtsgeschäftliche Kommunikation - gleich, ob mit oder ohne 
digitale Signatur - wird durch Formvorschriften praktisch nicht behindert, 
da der Rechtsverkehr weitgehend formfrei ist. Auch die Beweisführung 
mittels elektronischer Aufzeichnungen ist nach dem freien Beweisrecht 
der Zivilprozeßordnung uneingeschränkt zulässig. Dessen ungeachtet 
hält es die Bundesregierung für sachgerecht, gesetzlichen Handlungsbe- 
darf bei der Nutzung digitaler Signaturverfahren im Rechtsgeschäftsver- 
kehr zu prüfen. Die Arbeiten daran sind im Gange. Im Kern geht es dabei 
um die Frage, ob und inwieweit die strenge privatrechtliche Schriftform 
durch eigenhändige Unterschrift noch mit den Anforderungen modernen 
Rechtsgeschäftsverkehrs zu vereinbaren ist, und - weiterhin ob für 
papierlosen Rechtsgeschäftsverkehr besondere rechtliche Regelungen 
notwendig sind. In diese Überlegungen wird auch die Frage der Nutzung 
digitaler Signaturverfahren für die Erstellung, Übermittlung und Archivie- 
rung elektronischer Erklärungen einbezogen. 

Zur im zweiten Teil der Frage angesprochenen Problematik im Zusam- 
menhang mit dem Entstehen einer „digitalen Währung" vertritt die Bun- 
desregierung die Auffassung, daß eine solche eigenständige Währung 
durch das Signaturgesetz nicht entstehen kann. Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
Währungsgesetzes gilt in Deutschland die Deutsche-Mark- Währung. Die 
von der Deutschen Bundesbank ausgegebenen, auf Deutsche Mark lau- 
tenden Banknoten sind in Deutschland das einzige unbeschränkte gesetz- 
liche Zahlungsmittel (§ 14 Abs. 1 Satz 3 des Bundesbankgesetzes). 

Die Erhöhung des Sicherheitsstandards elektronischen Datenaustauschs 
auf der Grundlage des Signaturgesetzes mag der Entwicklung elektro- 
nischer Zahlungssysteme förderlich sein. Einer Gefährdung des Zah- 
lungsverkehrs wird dadurch entgegengewirkt, daß auch die Schaffung 
und Verwaltung von Zahlungseinheiten in Rechnernetzen nach dem am 
18. Dezember 1996 vom Kabinett verabschiedeten Entwurf eines Gesetzes 
zur Umsetzung von EG -Richtlinien zur Harmonisierung bank- und wert- 
papieraufsichtlicher Vorschriften unter Aufsicht des Bundesaufsichtsam- 
tes für das Kreditwesen gestellt werden soll. 


16. Abgeordneter 

Jörg 

Tauss 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Heinz Lanfermann 
vom 30. Dezember 1996 

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antwort zur vorstehenden Frage. 
Ergänzend wird klargestellt, daß durch den Regierungsentwurf des Infor- 
mations- und Kommunikationsdienstegesetzes, und hier durch Artikel 3 
(Signaturgesetz), der Urkundenbegriff in keiner Weise geändert wird. 
Auch soweit digitale Signaturverfahren die Möglichkeit eröffnen, nach- 
trägliche Änderungen an digital signierten Daten sicher festzustellen, ver- 
bleibt es nach Maßgabe der einschlägigen prozeßrechtlichen Vorschriften 
in einem Gerichtsverfahren dabei, daß die elektronisch vorliegenden 
Daten im Wege des Augenscheinbeweises und nicht des Urkundsbewei- 
ses in einen Rechtsstreit eingeführt werden. 


Welche Folgen sieht die Bundesregierung für die 
Rechtskultur unserer Gesellschaft im Zusammen- 
hang mit der Loslösung von der materiellen Bin- 
dung des Urkundenbegriffs an das Papier, und 
welche Lösungen sieht die Bundesregierung für 
den Fall vor, daß sich die geplante Sicherungs- 
infrastruktur in einigen Jahren als unzureichend 
erweist? 
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Zum zweiten Teil der Frage ist anzumerken, daß die nach dem Entwurf des 
Signaturgesetzes vorgesehene Infrastruktur ein hohes Maß an Sicherheit 
gewährleistet. Sollten sich einzelne Vorschriften zur Infrastruktur wider 
Erwarten nicht bewähren, wird die Bundesregierung unverzüglich Ände- 
rungsvorschläge unterbreiten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


17. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung vor dem 
Hintergrund des Gipfels von Dublin ihre Feststel- 
lung, daß der Euro auf Dauer genauso stabil sein 
werde wie die Deutsche Mark? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 2. Januar 1997 


Auf der Tagung des Europäischen Rates wurde bei dem vom Bundesmini- 
ster der Finanzen, Dr. Theodor Waigel, vorgeschlagenen Stabilitätspakt 
der entscheidende Durchbruch erzielt. Mit der Einigung auf die wesent- 
lichen Elemente des „Pakts für Wachstum und Stabilität", wie er seit 
Dublin genannt wird, haben die Staats- und Regierungschefs eine weitere 
wichtige Sicherung der dauerhaften Stabilität der künftigen europäischen 
Währung festgelegt. Wenn ein Mitgliedstaat keine wirksamen Maßnah- 
men ergreift, um ein Überschreiten der im Maastrichter EG -Vertrag fest- 
gelegten 3- % -Defizitobergrenze abzuwenden, werden Sanktionen ver- 
hängt. Deren Höhe ist angemessen, um die gewünschte abschreckende 
und damit disziplinierende Wirkung zu erzielen. Eine Überschreitung der 
3- % -Obergrenze ist nur in engbegrenzten Ausnahmefällen gerechtfertigt. 
Der Ermessensspielraum der Kommission und des Rates wurde begrenzt, 
um das Verfahren transparent und berechenbar zu machen. Die Beschleu- 
nigung des Verfahrens erlaubt eine zeitnahe Korrektur der Fehlentwick- 
lungen. Damit sind wichtige Elemente so präzise festgelegt worden, daß 
eine Quasi-Automatik erreicht wird. Das Ergebnis der intensiven Ver- 
handlungen ist ein glaubwürdiger Stabilitätspakt, in dessen Zentrum 
Überwachung, Vorbeugung und klare Regeln stehen. 

Der „Pakt" büdet für den Bereich der Haushalts- und Finanzpolitik - ne- 
ben der strengen Auswahl der Teilnehmerstaaten anhand der Konver- 
genzkriterien und der stabilitätsorientierten Geldpolitik der Europäischen 
Zentralbank - eine weitere Säule im Fundament einer stabüen euro- 
päischen Währung. Die Entscheidungen von Dublin sind daher ganz klar 
als Entscheidung für eine europäische Hartwährung zu deuten. Alle EU- 
Mitgliedstaaten erkennen damit an, daß die Stabilität der gemeinsamen 
Währung Euro oberste Priorität hat. 


18. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Was versteht die Bundesregierung unter einer 
strikten Auslegung der Konvergenzkriterien, ins- 
besondere vor dem Hintergrund, daß nach dem 
Vertrag von Maastricht auch eine „Nähe zum 
Referenzwert" ausreichend sein kann? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 2. Januar 1997 

Die Bundesregierung hat wiederholt deutlich gemacht, daß eine klare 
Erfüllung der Konvergenzkriterien Voraussetzung für die Teilnahme an 
der Währungsunion ist. Eine enge und strikte Auslegung der Konvergenz- 
kriterien ist notwendig, um das Vertrauen der Bürger und Finanzmärkte in 
die Stabilität der gemeinsamen Währung Euro zu festigen. 

Die Konvergenzkriterien des Maastrichter Vertrages stellen keine 
abstrakten Zahlen dar, sondern stehen für eine glaubwürdige Stabilitäts- 
orientierung und für die erforderliche Angleichung der wirtschaftlichen 
Grunddaten. Beim Übergang in die Endstufe kommt es entscheidend dar- 
auf an, daß ein hoher Grad an dauerhafter Konvergenz erfüllt ist. Der Euro- 
päische Rat wird seiner Entscheidung über die Teilnehmerstaaten im 
Frühjahr 1998 eine kritische Bewertung des Konvergenzstandes jedes ein- 
zelnen Landes zugrunde legen und dabei insbesondere auch die zu erwar- 
tende Dauerhaftigkeit prüfen. Eine bloße „Punktlandung" im Jahr 1997 
reicht dabei nicht aus; notwendig ist der Beweis dauerhafter stabilitäts- 
politischer Reife. 


19. Abgeordneter 

Steffen 

Kampeter 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen- 
wärtig gültige 6-% -Regelung in den Lohnsteuer- 
richtlinien bezüglich der Besteuerung von geld- 
werten Vorteilen bei zinsgünstigen Krediten vor 
dem Hintergrund der aktuellen Zinsentwicklung, 
insbesondere auch im Bereich der Konditionen 
für Mitarbeiter von Banken und Versicherungen, 
und hält sie diese Regelung für zeitgemäß? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 2. Januar 1997 

Die steuerliche Erfassung von Zinsvorteilen bei Arbeitgeberdarlehen muß 
im Hinblick auf das Gebot der Gleichmäßigkeit der Besteuerung gewähr- 
leisten, daß Arbeitnehmer, die aufgrund ihres Dienstverhältnisses zins- 
günstige Darlehen haben, steuerlich grundsätzlich nicht geringer belastet 
werden als Arbeitnehmer, die Zinsen für vergleichbare Fremddarlehen 
aus ihrem Arbeitslohn aufbringen müssen. Zinsvorteile aus Arbeitgeber- 
darlehen gehören deshalb nach der Systematik des Einkommensteuer- 
gesetzes seit jeher als Sachbezüge zum Arbeitslohn. 

Der Bewertung von Zinsvorteilen ist nach § 8 Abs. 2 des Einkommen- 
steuergesetzes (EStG) grundsätzlich der Zinssatz zugrunde zu legen, zu 
dem Darlehen im allgemeinen Geschäftsverkehr am Abgabeort üblicher- 
weise gewährt werden. Aus Vereinfachungsgründen kann nach § 8 Abs. 2 
Satz 8 ein Durchschnittswert festgesetzt werden. Als Durchschnittswert ist 
in Abschnitt 31 Abs. 3 der Lohnsteuer-Richtlinien ein Zinssatz von 6% 
festgelegt worden. Da dieser Satz auch angesichts der aktuellen Zinsent- 
wicklung im unteren Bereich des durchschnittlichen Zinsniveaus liegt, ist 
er weiterhin gerechtfertigt. 

Gewährt der Arbeitgeber Darlehen überwiegend betriebsfremden Per- 
sonen, wie z. B. Kreditinstitute dies tun, so sind Zinsvorteile, die er seinen 
Arbeitnehmern gewährt, nach § 8 Abs. 3 EStG auf der Grundlage des Zins- 
satzes zu bewerten, zu dem der Arbeitgeber die Darlehen fremden Letzt- 
verbrauchern im allgemeinen Geschäftsverkehr anbietet. Der ermittelte 
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Wert wird um 4% gekürzt. Der Vorteil, der nach Anrechnung des vom 
Arbeitnehmer zu entrichtenden Zinses verbleibt, ist nur steuerpflichtig, 
soweit er den Rabattfreibetrag von 2400 DM jährlich übersteigt. 


20. Abgeordnete 

Ulrike 

Mäscher 

(SPD) 


Trifft es zu, daß für Lebensversicherungsunter- 
nehmen eine Verpflichtung besteht, ihre Ver- 
sicherten bei den zur Zeit massenhaft stattfinden- 
den Kürzungen der regelmäßigen Zahlungen der 
Renten aus privaten Rentenverträgen, die mit 
einer angeblich sprunghaft (seit 1990 um sieben 
Jahre bei 70jährigen Männern bzw. sechs Jahre 
bei 70jährigen Frauen) gestiegenen Lebenser- 
wartung begründet werden, korrekt über die tat- 
sächliche Entwicklung der Lebenserwartung und 
die in der neuen Kalkulation möglicherweise ent- 
haltenen Sicherheitszuschläge zu informieren, 
und wenn ja, wie reagiert die Bundesregierung 
auf die in vielen Fällen offenbar nicht ausrei- 
chende und nicht verständliche Information der 
von Kürzungen betroffenen Versicherten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 2. Januar 1997 


Es trifft zu, daß Lebensversicherungsunternehmen auch bei bestehenden 
(privaten) Rentenversicherungen die Überschußbeteiligung haben kür- 
zen müssen, weil zum einen die Lebenserwartung der Versicherten 
gestiegen und zum anderen der Kapitalmarktzins deutlich gefallen ist. 
Diese Veränderung der wesentlichen Quellen der Überschußbeteiligung 
hat insoweit zu Rentenkürzungen geführt, als die Versicherten die Über- 
schußbeteiligung in Form einer gleichbleibenden „ Zusatzrente " mit dem 
Versicherungsunternehmen vereinbart hatten und diese von den erzielten 
Überschüssen abhängige „Zusatzrente" wegen der jetzt zur Verteilung 
zur Verfügung stehenden geringeren Überschüsse gekürzt werden 
mußte. Von der Kürzung nicht betroffen war die von der Überschußbeteili- 
gung unabhängige vertraglich vereinbarte Versicherungsleistung. 

Soweit die betroffenen Rentenversicherungen vor dem Inkrafttreten des 
Dritten Durchführungesgesetzes/EWG zum Versicherungsaufsichtsge- 
setz (VAG) oder im Rahmen einer dort beschlossenen Übergangsregelung 
abgeschlossen wurden, waren die Versicherungsunternehmen entspre- 
chend den Festlegungen im von der zuständigen Aufsichtsbehörde 
genehmigten Geschäftsplan verpflichtet, die Versicherungsnehmer dar- 
über aufzuklären, daß die aus der Überschußbeteiligung finanzierte 
gleichbleibende Zusatzrente - wie jede andere Überschußbeteiligungs- 
form - nicht garantiert werden kann. Sofern Rentenversicherungen nach 
dem Inkrafttreten des o. g. Gesetzes, d. h. nach dem 28. Juli 1994, abge- 
schlossen wurden, ergibt sich die umfassende Informationspflicht der Ver- 
sicherungsunternehmen aus § 10 a VAG in Verbindung mit Anlage D zum 
VAG. 

Erkenntnisse darüber, daß die Versicherungsunternehmen den vertrag- 
lichen und/oder gesetzlichen Informationspflichten nicht nachgekommen 
sind oder die Informationsschreiben für die Versicherten unverständlich 
waren, liegen der Bundesregierung nicht vor. 


10 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/6692 


21. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Senkung gewerblicher Steu- 
ern für Unternehmen in Höhe von 40 bis 50 Mrd. 
DM voll gegenfinanziert werden soll (s. Bundes- 
minister der Finanzen, Dr. Theodor Waigel, Pres- 
sekonferenz vom 19. Dezember 1996), und wenn 
ja, ist das eine andere Gegenfinanzierung als die 
angekündigten rd. 30 Mrd. DM für die Einkom- 
mensteuerreform insgesamt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 7. Januar 1997 


Der Bundesminister der Finanzen, Dr. Theodor Waigel, hat sich weder in 
der erwähnten Pressekonferenz noch bei anderer Gelegenheit in der Rich- 
tung geäußert, die in der Frage unterstellt wird. Die Fragestellung beruht 
auf einer Verwechslung von Zahlen und Sachverhalten. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat wiederholt dargelegt, er halte im Rahmen der 
großen Steuerreform eine Nettoentlastung in der Größenordnung von 
20 bis 30 Mrd. DM für realisierbar. Er hat weiterhin stets betont, ein 
wesentlicher Finanzierungsbeitrag zur Tarifabsenkung müsse aus dem 
Abbau einkommensteuerlicher Sonderregelungen und Vergünstigungen 
kommen. In der erwähnten Pressekonferenz hat er sich zuversichtlich 
gezeigt, aus der Verbreiterung der Bemessungsgrundlage ein Volumen 
von 40 bis 50 Mrd. DM (berechnet nach dem jetzigen Steuertarif) zur 
Finanzierung der Steuerreform beisteuern zu können. 


22. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Welche Informationen hat die Bundesregierung 
darüber, daß die Kommission und der Rat der EG 
eine Einführung eines dritten Mehrwertsteuer- 
satzes auf den Energieverbrauch beschließen 
werden und ggf. wann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 7. Januar 1997 


Seit der Vollendung des Europäischen Binnenmarktes zum 1. Januar 1993 
wenden die EU-Mitgliedstaaten einen Normalsatz bei der Umsatzsteuer 
von mindestens 15% an. Für bestimmte Umsätze werden ein oder zwei 
ermäßigte Sätze vorgesehen. Die Einführung eines - über dem Regelsatz 
liegenden - Umsatzsteuersatzes auf den Energieverbrauch erfordert eine 
Änderung des EU-Rechts. Dazu bedarf es eines Vorschlags der Euro- 
päischen Kommission und eines einstimmigen Beschlusses des EU-Mini- 
sterrats. 

Entsprechend den Beschlüssen der Regierungskoalition vom 19. Dezem- 
ber 1996 zur Verstärkung umweltorientierter Elemente im Rahmen der 
Verbrauchsbesteuerung wird die Bundesregierung unverzüglich die not- 
wendigen Maßnahmen einleiten, um die Einführung eines erhöhten 
Mehrwertsteuersatzes auf den Energieverbrauch EU-rechtlich abzu- 
sichern. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


23. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Diskrepanz 
zwischen den Sterbetafeln des Statistischen Bun- 
desamtes und den aktuell von den Lebensver- 
sicherungsunternehmen für private Rentenver- 
sicherungsverträge zugrunde gelegten Annah- 
men über die durchschnittliche Lebenserwartung 
von Männern und Frauen, die heute angeblich 
bei 70jährigen Männern bei 18 Jahren und bei 
70jährigen Frauen bei 22 Jahren liegt, nachdem 
die entsprechenden Zahlen 1990 noch bei 11 Jah- 
ren bei den Männern bzw. 16 Jahren bei den 
Frauen lagen? 


Antwort des Staatssekretärs Wilhelm Hecker 
vom 3. Januar 1997 

Die Lebenserwartungen nach den Sterbetafeln der privaten Rentenver- 
sicherung sind im Niveau deutlich höher als die nach denen des Statisti- 
schen Bundesamtes. Für 60jährige beträgt die Lebenserwartung nach der 
jüngsten Sterbetafel 1992/1994 des Statistischen Bundesamtes 

für Männer 18,0 Jahre, 

für Frauen 22,4 Jahre. 

Die Lebensversicherer kommen unter den Sterblichkeitsverhältnissen von 
1992 zu Lebenserwartungen von 22,5/26,4 Jahren für Männer bzw. 
Frauen. Zur Begründung für die von der Bevölkerungssterblichkeit 
abweichende Sterblichkeit in den Rentenbeständen der privaten Renten- 
versicherung führt die Deutsche Aktuarvereinigung in der „DAV-Mittei- 
lung Nr. 4" vom 21. Februar 1995 auf Seite 10 aus: 

„Daß die Sterblichkeit versicherter Rentner wesentlich geringer als die der 
Gesamtbevölkerung ist, hat zwei Gründe: 

Erstens haben die Versicherten der Lebensversicherungsunternehmen 
generell eine geringere Sterblichkeit als die allgemeine Bevölkerung. 
Hierfür dürfte die soziale und wirtschaftliche Stellung ausschlaggebend 
sein. In der Sterbetafel wird man dies durch einen ggf. geschlechts- und 
alters ab hängigen Abschlag berücksichtigen. 

Bei sofort beginnenden Rentenversicherungen kommt zweitens der Effekt 
der Selbstauslese bei Abschluß hinzu: Nur Personen, die glauben, lange 
zu leben, schließen eine solche Versicherung ab. 

Dieser Selektionseffekt liegt aber auch bei fälligen Altersrenten zu auf- 
geschobenen Rentenversicherungen vor, da diese häufig, seit der Tarif- 
reform 1989 sogar in der Regel, mit einem Kapitalwahlrecht bei Ablauf der 
Aufschubzeit ausgestattet sind, so daß der Versicherte zu diesem Zeit- 
punkt die gleiche Selbstprüfung vornehmen kann. Darüber hinaus zeigen 
die Erfahrungen verschiedener größerer Versicherungsunternehmen, daß 
heute der größere Teil der Versicherten von seinem Kapitalwahlrecht 
Gebrauch macht, und dies mit steigender Tendenz. " 

Die Bundesregierung stimmt dieser Argumentation zu. 
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24. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung angesichts dieser 
Zahlen ggf. eine Notwendigkeit, die mittel- und 
langfristigen Prognosen für die gesetzliche Ren- 
tenversicherung zu korrigieren, und welche 
Sicherheitszuschläge sind in den in Frage 23 
genannten Daten der Deutschen Gesellschaft für 
Versicherungsmathematik möglicherweise ent- 
halten, die in diesem Umfang in der umlage- 
finanzierten Rentenversicherung nicht zugrunde 
gelegt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Wilhelm Hecker 
vom 3. Januar 1997 


In der zu Frage 23 bereits genannten DA V- Mitteilung Nr. 4 wird auf 
Seite 12 ausgeführt, daß für die Sterbetafeln der Lebensversicherer die 
Versichertensterblichkeit im Vergleich zur Bevölkerungssterblichkeit für 
die Alter 60 bis 100 Jahre mit 60 bis 75% angesetzt wird. 

Zum Ausgleich statistischer Schwankungen, vor allem bei kleineren 
Lebensversicherungsunternehmen, kommt ein weiterer Abschlag, der für 
die Alter 60 bis 90 Jahre zwischen 10% und 20% liegt. 

Da die gesetzliche Rentenversicherung alle Arbeiter und Angestellten 
und damit den größten Teil der erwerbsfähigen Bevölkerung versichert, 
findet hier eine Risiko Selektion nicht statt und sind entsprechende Ab- 
schläge von der Bevölkerungssterblichkeit nicht,zu machen. 

Eine andere Frage als die der Niveauunterschiede in den Sterbetafeln der 
Lebensversicherer und des Statistischen Bundesamtes ist die der künfti- 
gen Verlängerung der Lebenserwartung. Die Bundesregierung geht in 
ihrem jüngsten Rentenversicherungsbericht 1996 davon aus, daß sich im 
Zeitraum 1992 bis 2002 die Lebenserwartung im Vergleich zur Sterbetafel 
1991/1993 (des Statistischen Bundesamtes) im gleichen Umfang weiter 
erhöht, wie dies in dem dieser Sterbetafel vorausgegangenen Zehnjahres- 
zeitraum tatsächlich zu beobachten war. Dieses bedeutet eine Erhöhung 
der Lebenserwartung im Vergleich zur Sterbetafel 1991/1993 bei 60jähri- 
gen Männern um knapp 1,5 auf 19,6 und bei gleichaltrigen Frauen um 
1,6 auf 24,1 Jahre. Das im Jahre 2002 erreichte Niveau wird in den Folge- 
jahren so modifiziert, daß sich im Jahr 2030 die in 1994 beobachtete 
Lebenserwartung von Japan einstellt (Männer: 20,4 Jahre, Frauen: 
25,3 Jahre). Japan hat im internationalen Vergleich die höchste Lebens- 
erwartung. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, damit das Vorsichtsprinzip in 
ihren Berechnungen ausreichend zu berücksichtigen, zumal einerseits die 
Sterblichkeitsannahmen in den Rentenanpassungsberichten jährlich 
aktualisiert werden und andererseits auch die Lebenserwartung in den 
alten Bundesländern nicht immer gestiegen ist. So ist z. B. die Lebens- 
erwartung für 60jährige Männer von 16,2 Jahren nach der Sterbetafel 
1949/51 auf 15,3 Jahre nach der Sterbetafel 1970/72 gesunken und erst 
danach wieder angestiegen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


25. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die Tatsa- 
che, daß Ärzte im Bereich der Kassenärztlichen 
Vereinigung Darmstadt aufgrund deren Mittei- 
lung über die angebliche Erschöpfung des zur 
Verfügung stehenden Budgets die Verschrei- 
bung von Heilmitteln verweigern, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, auch 
zukünftig eine Verweigerung der Rezeptierung 
notwendiger Heilmittel zu unterbinden (s. Flug- 
blatt der Kassenärztlichen Vereinigung vom 
30. Oktober 1996)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. Januar 1997 


Das Bundesministerium für Gesundheit empfiehlt Versicherten, denen 
Vertragsärzte die Verordnung von Heilmitteln, die die Ärzte im jeweiligen 
Einzelfall als medizinisch erforderlich erachten, mit dem Hinweis auf das 
Arznei- und Heilmittelbudget jedoch verweigern, bei der zuständigen 
Rechtsaufsicht über die jeweilige Kassenärztliche Vereinigung, deren 
Mitglied der behandelnde Arzt ist, um eine aufsichtsrechtliche Überprü- 
fung zu bitten. Darüber hinaus hat das Bundesministerium für Gesundheit 
aufgrund der genannten Mitteilung der Kassenärztlichen Vereinigung 
Hessens bei der zuständigen Rechtsaufsicht, dem Hessischen Ministerium 
für Umwelt, Energie, Jugend, Familie und Gesundheit, um eine entspre- 
chende aufsichtsrechtliche Überprüfung gebeten. 

Der Bundesminister für Gesundheit, Horst Seehofer, hat zuletzt am 
27. November 1996 in einer Pressemitteilung darauf hingewiesen (An- 
lage)*)» daß es eine gesetzlich festgelegte Aufgabe der gemeinsamen 
Selbstverwaltung ist, nämlich der Krankenkassen auf Landesebene und 
der Kassenärztlichen Vereinigungen, die Arznei- und Heilmittelbudgets 
nach den gesetzlich vorgegebenen Kriterien angemessen fortzuentwik- 
keln, um die medizinisch notwendige Arznei- und Heilmittelversorgung 
auf hohem Niveau zu gewährleisten. Die notwendige Anpassung der Bud- 
gets hat das Bundesministerium für Gesundheit schon im September 1995 
gegenüber den Spitzenverbänden der gemeinsamen Selbstverwaltung 
angemahnt. 


26. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den volkswirt- 
schaftlichen Nutzen orthopädischer Heilmittel 
angesichts des Anteils dieser Heilmittel von 0,3 % 
der Gesamtausgaben der gesetzlichen Kranken- 
versicherung? 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. Januar 1997 


Die Bundesregierung kann den genannten Anteil für „orthopädische Heil- 
mittel" weder für Heilmittel — Heilmittel sind physikalische oder sprach- 
bzw. beschäftigungstherapeutische Dienstleistungen - noch für ortho- 
pädische Hilfsmittel - Hilfsmittel sind sächliche oder technische Pro- 
dukte - bestätigen. Der Anteil der Heilmittel an den Gesamtausgaben der 
Krankenkassen belief sich im Jahr 1995 nach den endgültigen Rech- 
nungsergebnissen der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) auf 
rd. 2,0%, für orthopädische Hilfsmittel auf rd. 1,3% der Gesamtausgaben. 
Je GKV-Mitglied stiegen die Ausgaben für orthopädische Hilfsmittel in 
den alten Bundesländern um 10,8%, in den neuen Bundesländern um 
5,0 %.Die beitragspflichtigen Einnahmen je Mitglied wuchsen jedoch im 
Jahr 1995 nur um 0,7% bzw. 0,4%. 

Mit der von den Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. im Rahmen des 
Zweiten GKV-Neuordnungsgesetzes (Drucksache 13/6087) angestrebten 
geänderten Finanzierung von Bandagen, Einlagen und Hilfsmitteln zur 
Kompressionstherapie, die zukünftig nur noch aus Versichertenbeiträgen 
finanzierbar sein sollen, wird von der Bundesregierung weder der medizi- 
nische noch der volkswirtschaftliche Nutzen von orthopädischen Hilfsmit- 
teln grundsätzlich in Frage gestellt. Die genannten Hilfsmittel wurden von 
der Regierungskoalition ausgewählt, weil es sich hierbei um Produkte 
handelt, bei denen derzeit oftmals keine dauerhaft zweckentsprechende 
Verwendung nach der Abgabe an den Versicherten gewährleistet ist. 
Dadurch, daß die ausgewählten Hilfsmittel nur noch durch Versicherten- 
beiträge finanzierbar sein sollen, werden Anreize geschaffen, diese Hilfs- 
mittel nur in den tatsächlich medizinisch notwendigen Fällen zu Lasten 
der Gemeinschaft zu verordnen und abzugeben. Andererseits werden die 
Chancen für einen zweckentsprechenden Einsatz erhöht. Unabhängig 
von der unbestrittenen therapeutischen Wirksamkeit dieser Hilfsmittel ist 
die Regierungskoalition darüber hinaus der Meinung, daß die Finanzie- 
rung dieser Hilfsmittel dem einzelnen oder der Gesamtheit der Versicher- 
ten zugemutet werden kann. Deshalb ermöglicht der Entwurf des Zweiten 
GKV-Neuordnungsgesetzes den Krankenkassen, diese zunächst aus dem 
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung herausgenom- 
menen Hilfsmittel als Satzungsleistungen wieder einzuführen, wobei 
diese Leistungen dann von der Gesamtheit der Versicherten zu tragen 
sind. 

Zugleich wird mit der geänderten Finanzierung dieser Hilfsmittel 
bezweckt, das Preisbewußtsein bei den Versicherten zu erhöhen, um 
dadurch günstigere Preis-Leistungs-Verhältnisse erzielen zu können. 
Nach Auffassung der Bundesregierung könnten dadurch die gesamtwirt- 
schaftlichen Kosten der Hilfsmittelversorgung sinken. 


27. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge, 
erforderliche Ausgabenreduzierungen für den 
Bereich der Heilmittel nicht durch deren Aus- 
grenzung als Satzungsleistung, sondern durch 
die Einführung eines angemessenen Eigenanteils 
- unter Berücksichtigung sozialer Härtefallkrite- 
rien - zu erreichen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. Januar 1997 


Zur Klarstellung weise ich darauf hin, daß der Gesetzgeber bei Heilmitteln 
keine Ausgrenzung dieses Leistungsbereichs aus dem Leistungskatalog 
zulassen wird. Vielmehr wird er für die partnerschaftliche Selbstverwal- 
tung Möglichkeiten schaffen, um diese Leistungen nach Art und Umfang 
zielgerichteter und wirtschaftlicher gestalten zu können. 

Unabhängig davon, ob Heilmittel oder Hilfsmittel angesprochen sind, ist 
die Einführung oder Erhöhung von Eigenbeteiligungen grundsätzlich ein 
mögliches Instrument, um die Finanzgrundlagen der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung durch Erschließung zusätzlicher Einnahmequellen zu 
stabilisieren. Um dem Ergebnis der derzeit vom Ausschuß für Gesundheit 
des Deutschen Bundestages geführten Beratungen zum Zweiten GKV- 
Neuordnungsgesetz nicht vorzugreifen, möchte ich deshalb hierzu keine 
abschließende Bewertung vornehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


28. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Angaben darüber 
vor, wie viele gedrosselte Personenkraftwagen, 
die mit einer Höchstgeschwindigkeit von 25 km/h 
und einem Führerschein der Klassen 4 und 5 (alte 
DDR-Fahrerlaubnisklassen M und T) betrieben 
werden dürfen, äußerlich aber nicht als Langsam- 
fahrzeuge zu erkennen sind, es in Deutschland 
gibt, und welche Erkenntnisse hat die Bundes- 
regierung über die Gefährdung des Straßenver- 
kehrs, die nach Meinung von Verkehrsexperten 
von ihnen ausgeht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 2. Januar 1997 

Am 1. Juli 1996 waren im zentralen Fahrzeugregister (ZFZR) beim Kraft- 
fahrt-Bundesamt die Daten von insgesamt 15348 Personenkraftwagen mit 
einer Höchstgeschwindigkeit von 25 km/h gespeichert (= 0,037% des 
Pkw-Gesamtbestandes), darunter 12053 in den neuen Bundesländern 
(Brandenburg: 2568, Mecklenburg- Vorpommern: 2 504, Sachsen: 3280, 
Sachsen-Anhalt: 2113 und Thüringen: 1588). Der Bundesregierung 
liegen keine gesicherten Erkenntnisse über die Frage der Gefährdung des 
Straßenverkehrs durch Personenkraftwagen mit einer Höchstgeschwin- 
digkeit von 25 km/h vor. 


29. Abgeordnete 

Heide 

Mattischeck 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über eine mögliche Gefährdung der Flugsicher- 
heit durch nicht ausgeschaltete Handys und an- 
dere elektronische Geräte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 6. Januar 1997 

Es ist bekannt, daß der Betrieb von Funk- und elektronischen Geräten 
(z. B. Funktelefone, Handys) zu elektromagnetischen Störungen der Bord- 
elektronik führen kann. Dem Luftfahrt-Bündesamt liegen zwar einzelne 
Störungsmeldungen vor, ein durch elektromagnetische Störungen verur- 
sachter Unfall ist aber nicht bekannt. 


30. Abgeordnete 

Heide 

Mattischeck 

(SPD) 


Welche technischen oder organisatorischen Vor- 
kehrungen hält die Bundesregierung für ange- 
messen oder erforderlich, um eine auch noch so 
geringfügige Beeinträchtigung der Sicherheit 
von Flugpassagieren durch Handys und andere 
elektronische Geräte auszuschalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 6. Januar 1997 


Grundsätzlich ist die Benutzung von Funktelefonen an Bord von Luftfahr- 
zeugen aus Sicherheitsgründen untersagt (Luftverkehrsgesetz und Luft- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung). Ergänzend wurde durch Rundschreiben 
an alle Luftfahrtunternehmen auf die mögliche Gefährdung durch elektro- 
nische Geräte hingewiesen, und folgende Maßnahmen wurden im Inter- 
esse einer sicheren Flugdurchführung bereits vor einigen Jahren veran- 
laßt: 

- Sicherheitsansagen an die Passagiere vor dem Start und vor Beginn des 
Anfluges hinsichtlich der Benutzung elektronischer Geräte und insbe- 
sondere der Hinweis auf das generelle Verbot von Funktelefonen an 
Bord; 

- flugbetriebliche Anweisung an alle Besatzungsmitglieder, daß Funk- 
geräte im weitesten Sinne und Funktelefone im besonderen während 
des gesamten Flugablaufes nicht benutzt werden dürfen und die Flug- 
begleiter auf konsequente Einhaltung dieser Anweisung zu achten 
haben; 

- die vom Flugbetrieb eingeleiteten Maßnahmen sowie alle aufgetrete- 
nen Störungen dem Luftfahrt-Bundesamt zu melden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


31. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung des Hessischen Ministeriums des Innern 
und für Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz 
nach der aufgrund der abgaberechtlichen und 
bundesnaturschutzrechtlichen Vorgaben eine 
Förderung des Steillagenweinbaus an der hessi- 
schen Bergstraße aus Mitteln der naturschutz- 


17 



Drucksache 13/6692 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


rechtlichen Augsleichsabgabe nicht möglich ist 
(Schreiben des Ministeriums an den Weinbauver- 
band Hessische Bergstraße vom 14. August 1996, 
Az.: V/LFN 2 - 872), und ist die Bundesregierung 
ggf. bereit, diesen Förderzweck durch eine Ände- 
rung der genannten Vorgaben zu ermöglichen? 

Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 30. Dezember 1996 

Die Bundesregierung teilt im Ergebnis die Auffassung des Hessischen 
Ministeriums des Innern und für Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz, 
daß das Aufkommen aus der Ausgleichsabgabe zweckgebunden für Maß- 
nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege und nicht isoliert 
für eine Förderung des Steillagenweinbaus zu verwenden ist. Im Hinblick 
auf die spezielle Funktion der Abgabe als Ausgleich und zur Wiedergut- 
machung von Schäden an Natur und Landschaft kann eine Erweiterung 
der Zweckbindung nicht in Betracht kommen. 

Im übrigen darf ich auf mein Antwortschreiben auf Ihre Anfrage vom 
15. November 1996 verweisen. 


32. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung erklären, wie die Dif- 
ferenz in der Anzahl der im Atomkraftwerk Wür- 
gassen bei Stillegung vorhandenen bestrahlten 
Brennelemente zwischen den Angaben der fol- 
genden beiden Quellen zustande kommt, und 
zwar heißt es in der Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage, Drucksache 13/1574: „In 
Würgassen befinden sich am 31. Dezember 1994 
noch 457 abgebrannte und teü ab gebrannte 
Brennelemente" und in dem Monatsbericht der 
Preußen Elektra heißt es: „Von Januar 1995 bis 
Juli 1996 wurden aus Würgassen 426 Brennele- 
mente nach La Hague abtransportiert, damit sind 
alle bestrahlten Brennelemente abtranspor- 
tiert. ,r ? 


Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 2. Januar 1997 

Die Bundesregierung führt jährlich mit Stichtag 31. Dezember eine 
Umfrage zur Entsorgungssituation der Kernkraftwerke in der Bundes- 
republik Deutschland (Entsorgungsumfrage) über die atomrechtlichen 
Aufsichtsbehörden der Länder durch. 

Gemäß den von der zuständigen Aufsichtsbehörde des Landes Nordrhein- 
Westfalen vorgelegten Umfrageergebnisse waren am 31. Dezember 1994 
im Brennelementezwischenlager des Kernkraftwerkes Würgassen 
457 Positionen mit abgebrannten bzw. teilabgebrannten Brennelementen 
belegt. 

Die letzten dieser Brennelemente wurden im Juli 1996 nach La Hague zur 
COGEMA verbracht. 

Die der für das Kernkraftwerk Würgassen zuständigen atomrechtlichen 
Aufsichtsbehörde des Landes Nordrhein-Westfalen mitgeteilten und 
regelmäßig kontrollierten Bestands- und Abgabemengen bestrahlter 
Brennelemente weisen keine Differenzen auf. 
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Nach Mitteilung der atomrechtlichen Aufsichtsbehörde kam die Differenz 
in der Zahlenangabe durch ein Mißverständnis auf Betreiberseite 
zustande. 


33. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Tonnen abgebrannter Brennelemente 
aus Deutschland sind nach Informationen der 
Bundesregierung bisher in der THORP-Anlage 
im britischen Sellafield wiederaufgearbeitet wor- 
den, und was ist der Bundesregierung über die 
Gründe bekannt, warum die neue THORP-An- 
lage bereits nach wenigen Jahren eine Erhöhung 
der radioaktiven Abgaben beantragt (tageszei- 
tung vom 18. Dezember 1996)? 


Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 2. Januar 1997 


Seit Inbetriebnahme der THORP-Anlage wurden nach Angaben der 
Gesellschaft für Nuklear-Service (GNS) bis zum 20. Dezember 1996 insge- 
samt 48,4 Tonnen Schwermetall, die aus bestrahlten Brennelementen von 
Kernkraftwerken der Bundesrepublik Deutschland stammen, wiederauf- 
gearbeitet. 

Für die THORP-Anlage ist insgesamt keine Erhöhung der radioaktiven 
Ableitungen beantragt worden. Die bisherigen Erfahrungen des Betrei- 
bers BNFL haben jedoch gezeigt, daß bei der Aufteilung des beim Wieder- 
aufarbeitungsprozeß freiwerdenden Tritiums auf den gasförmigen und 
flüssigen Abfallstrom der größere Anteil dem gasförmigen Abfallstrom 
zuzurechnen ist. Deswegen hat BNFL beantragt, bei gleichbleibender 
Gesamtmenge des abzugebenden Tritiums den Grenzwert für die Tri- 
tium-Abgabe in der Abluft geringfügig zu erhöhen und den Wert für die 
Abgabe mit dem Abwasser entsprechend zu erniedrigen. 

Nach dem BNFL-Antrag soll der Grenzwert für die Tritium -Ab gäbe mit 
dem Abwasser von 31000 TBq/Jahr auf 30000 TBq/Jahr erniedrigt 
werden. 


34. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Ursachen und die 
Quellen der in den vergangenen Wochen im Erz- 
gebirge auf getretenen und als „Katzendreck- 
gestank" bezeichneten Geruchsbelästigungen 
bekannt, und, wenn ja, was gedenkt sie dagegen 
zu tun? 


Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 2. Januar 1997 

Der Bundesregierung liegen Beschwerden betroffener Bürger über in den 
vergangenen Monaten in einigen Gegenden des Erzgebirges auf getre- 
tene Geruchsbelastungen vor. Die Bundesministerin Dr. Angela Merkel 
hat das Thema gegenüber dem Umweltminister der Tschechischen Repu- 
blik, Jiri Skalicky, bei einem Zusammentreffen im Oktober in Bonn ange- 
sprochen. Sie haben ihre Fachleute beauftragt, bis Ende des Jahres Vor- 
schläge vorzulegen, wie die Luftbelastung im Erzgebirge kurzfristig, 
nachhaltig und substantiell verringert werden kann. Eine hochrangige 
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Arbeitsgruppe hat am 18. Dezember 1996 in Prag getagt. Dabei bestand 
Einvernehmen, daß die Geruchsbelästigung im Erzgebirge auf die Immis- 
sion von Mercapthan zurückgeführt werden könne, ohne daß letzte Ge- 
wißheit über die Quellen dieser Immissionen hergestellt werden konnte. 
Sehr viel spricht aber dafür, daß diese Immissionen, jedenfalls zu einem 
bedeutenden Teil, aus Anlagen eines erdölverarbeitenden Unternehmens 
im tschechischen Litvinov kommen. Mit diesem Unternehmen bestehens 
seitens des Ministeriums für Umwelt und Landesentwicklung des Frei- 
staates Sachsen auf Arbeitsebene bereits gute Kontakte. In der Sitzung am 
18. Dezember 1996 wurde vereinbart, mit Unterstützung deutscher Exper- 
ten mögliche Emissionsquellen in der Anlage aufzuspüren und Maßnah- 
men zu ihrer Beseitigung zu entwickeln. 


35. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Welche deutsch-tschechischen Abkommen wer- 
den von der Bundesregierung im Bereich der 
Luftreinhaltung beabsichtigt oder wurden in der 
jüngsten Vergangenheit bereits geschlossen? 


Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 2. Januar 1997 


Ein deutsch-tschechisches Regierungsabkommen über die Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes wurde am 24. Oktober 1996 in 
Bonn unterzeichnet. Darin vereinbaren die Vertragsparteien eine Zusam- 
menarbeit insbesondere im Hinblick auf den Schutz der Umwelt in den 
Grenzregionen. Das Abkommen verpflichtet die Vertragsparteien außer- 
dem dazu, geeignete und wirksame Maßnahmen zur Verhütung und Ver- 
ringerung von erheblichen grenzüberschreitenden Umweltbeeinträchti- 
gungen zu ergreifen. Das Abkommen bedarf für sein Inkrafttreten auf 
deutscher Seite der Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften 
durch ein Gesetz gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. Ein 
entsprechender Gesetzentwurf befindet sich in Vorbereitung. Ein weite- 
res Abkommen vom 24. Oktober 1996 zwischen den Umweltministerien 
beider Länder über die Durchführung von gemeinsamen Umweltschutz- 
pilotprojekten zur Verminderung grenzüberschreitender Umweltbe- 
lastungen hat u. a. auch die Förderung eines mobilen Fernmeßsystems für 
Luftverunreinigungen zum Gegenstand, das deutsche und tschechische 
Stellen besser in die Lage versetzen soll, Emissionsquellen in der tschechi- 
schen Grenzregion aufzuspüren. 

Weiterhin wurde in Most am 17. September 1996 eine Vereinbarung zwi- 
schen den Umweltministerien Deutschlands, Polens und der Tschechi- 
schen Republik über den Austausch von Immissionsdaten der Luftbela- 
stung im „Schwarzen Dreieck" unterzeichnet. Diese Vereinbarung sieht 
die Errichtung eines Immissionsdatennetzes zwischen den Vertragspar- 
teien vor, der die Online- Abfrage von Immissionsdaten grenzüberschrei- 
tend ermöglicht. 
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36. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Bis wann ist nach Einschätzung der Bundesregie- 
rung mit einer Besserung der Luftqualität zu rech- 
nen? 


Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 2. Januar 1997 

Eine Antwort ist erst möglich, wenn die Quellen der Geruchsbelastung 
sowie Art und Umfang der zu ihrer Beseitigung erforderlichen Maßnah- 
men bekannt sind. 


Bonn, den 10. Januar 1997 
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